
sprechen. Im Gegenteil, mit der ausdrück-
lichen Wertschätzung der eigenen Sprache
kann und sollte sich auch in Deutschland
die Bereitschaft verbinden, Zwei- oder
Mehrsprachigkeit, z.B. von Migranten, nicht
als Defizit, sondern als Reichtum zu be-
trachten.

Muss das also sein: Deutsch ins Grund-
gesetz? Nein, es muss nicht unbedingt, aber
es kann und es sollte! Das Selbstverständ-
liche und seinen Rang festzustellen, das ist
in unserem Land offensichtlich anstößig.
Aber warum sollten wir dem Anstoß nicht
folgen?

Nachtrag: Wer für Deutsch im Grund-
gesetz eintritt, sollte die Aufnahme eines
Staatsziels Kultur in unsere Verfassung
nicht ablehnen (wie es CDU-Politiker tun).
Wer für das Staatsziel Kultur eintritt, sollte
der deutschen Sprache den Verfassungs-
rang nicht bestreiten (wie es SPD-Politiker
tun). Sonst machte er sich in seiner Argu-
mentation unglaubwürdig. Die Aufnahme
eines Staatsziels Kultur, also die Selbstde-
finition der Bundesrepublik Deutschland
als Kulturstaat, halte ich im Übrigen für
wichtiger, weil von weitreichenderer Wir-
kung (die Sprachkultur eingeschlossen)!
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In den letzten Jahren ist das Wohlstands-
gefälle trotz der Millennium-Entwick-
lungsziele größer geworden. Das globale
Durchschnittseinkommen steigt zwar an,
aber ebenso die Anzahl der Armen. Dies
wirft Fragen der Gerechtigkeit auf, die
auch deshalb so akut sind, weil viele der
Wohlhabenden sich keinerlei Verantwor-

Thomas Pogge

Gerechtigkeit in der Einen Welt
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»Die Sprache gehört dem Volk.« Das ist
ein starker und richtiger Satz. Die Mutter-
sprache ist eben nicht nur eine private An-
gelegenheit, sondern ein öffentliches Gut,
das begründet die politische Verantwor-
tung für sie – in dem vernünftigen Sinn des
Wortes »politisch«, nämlich der gemeinsa-
men Regelung der gemeinsamen Angele-
genheiten.

Mittel zur Integration

Das Erlernen der deutschen Sprache ist ein
notwendiges, wenn auch kein hinreichen-
des Mittel der Integration. Ohne die Fähig-
keit, sich sprachlich zu verständigen, also
ohne gemeinsame Sprache ist friedliches
Zusammenleben, ist politisch-soziale Ge-
meinsamkeit, ist aktive und gleichberech-
tigte Bürgerschaft schwerlich möglich. Die-
ser fundamentalen Tatsache Verfassungs-
rang zu verleihen, der Erwartung an Ein-
wanderer, Deutschkenntnisse zu erwerben,
eine verfassungsrechtliche Grundlage zu
geben – was soll daran fremden- bzw. aus-
länderfeindlich sein? Es folgt daraus ja kei-
neswegs ein Verbot, andere Sprachen zu



tung für die Beseitigung der Armut zu-
schreiben.

Der Gerechtigkeitsbegriff lässt sich
philosophisch als vierstelliges Prädikat
analysieren:

Erstens: Was sind die Subjekte der Ge-
rechtigkeit, was kann entweder gerecht
oder ungerecht sein? Dafür gibt es ver-
schiedene Kandidaten: Weltzustände, Ak-
teure, Handlungen, soziale Regeln und
auch organisierte Sozialsysteme, wie z.B.
ein Staat, der sowohl hinsichlich seiner
internen Organisation als auch hinsicht-
lich seines internationalen Handelns mo-
ralisch bewertet werden kann. Über die
Ungerechtigkeit von Weltzuständen zu re-
den, ist oft unfruchtbar, weil dabei meis-
tens offenbleibt, wer Verantwortung trägt,
solche Ungerechtigkeit zu beseitigen. Mei-
ne Arbeit konzentriert sich auf die Gerech-
tigkeit sozialer Regeln, bei denen solche
Fragen zur Verantwortung besser in den
Blick kommen.

Zweitens: Wer sind die Betroffenen?
Wem widerfährt Gerechtigkeit oder Unge-
rechtigkeit? Dies sind in erster Linie einzel-
ne Menschen, die die Auswirkungen am ei-
genen Leibe zu spüren bekommen.

Drittens: Hinsichtlich welcher Güter
oder Lasten erfahren die Betroffenen Ge-
rechtigkeit oder Ungerechtigkeit? Hier
sind ökonomische Güter von Wichtigkeit –
wie etwa Nahrungsmittel und Wasser –, die
Menschen brauchen, um ihre Grundbe-
dürfnisse abdecken zu können.

Viertens: Wer ist dafür verantwortlich,
dass bestimmte Güter und Lasten unge-
recht verteilt sind? Hier sollte man fragen,
ob die globalen Regeln, die durch die WTO
und andere Organisationen herausgebildet
wurden, gerecht sind und insbesondere, ob
sie die Menschenrechte erfüllen.

Die Menschenrechte sind der weltweit
anerkannteste Katalog von Grundbedürf-
nissen, die für jeden Einzelnen gesichert
werden müssen. Schon 1948, in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte,
wird klar gesagt, dass diese Rechte auch

moralische Ansprüche an soziale Regeln
einschließen: »Jeder hat Anspruch auf eine
soziale und internationale Ordnung, in der
die in dieser Erklärung verkündeten Rech-
te und Freiheiten voll verwirklicht werden
können.« DieserArtikel 28 sagt etwas da-
rüber aus, wie alle Menschenrechte zu
interpretieren sind, nämlich nicht nur als
Ansprüche gegen Akteure, sondern auch
als Ansprüche an die Regeln, die nationale
oder internationale Sozialsysteme organi-
sieren. Wir haben also unsere internatio-
nale Ordnung menschenrechtskonform
zu gestalten.

Menschenrechtsdefizite

Von seiner Verwirklichung am weitesten
entfernt ist heute das Menschenrecht auf
einen minimalen Lebensstandard. Dazu
gehören: minimale Gesundheitsvorsorge,
Nahrung, Kleidung, Wohnung und ärzt-
liche Versorgung (Artikel 25). Wenn wir
die Allgemeine Menschenrechtserklärung
als eine minimale Gerechtigkeitstheorie
zugrunde legen, müssen wir feststellen,
dass unsere internationale Ordnung mög-
licherweise sehr ungerecht ist und im Hin-
blick auf bessere Erfüllung der Menschen-
rechte reformiert werden sollte.

Es gibt heute ungefähr 6,7 Milliarden
Menschen auf der Welt. Von denen sind
knapp eine Milliarde unterernährt. Seit
dem 1. Januar 2006 haben sich die Nah-
rungsmittelpreise in vielen Entwicklungs-
ländern verdoppelt, wodurch die Unter-
ernährung stark zugenommen hat. Unter
anderem hat die Förderung von Biotreib-
stoffen die Preise für Nahrungsmittel in
die Höhe getrieben.Aber auch hinsichtlich
anderer Grundbedürfnisse gibt es ganz er-
hebliche Deprivationen: beim Zugang zum
Trinkwasser, bei minimaler medizinischer
Versorgung, Obdachlosigkeit, dem Fehlen
elektrischen Stroms, bei Analphabetismus
und der Lohnarbeit von Kindern. Pro Jahr
sterben ungefähr 57 Millionen Menschen.
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Davon sind gut 30 % – etwa 18 Millionen –
armutsbedingte Todesfälle. Seit Ende des
Kalten Krieges starben mehr als 300 Mil-
lionen Menschen armutsbedingt. Das ist
mehr als die Gesamtzahl all derer, nämlich
200 Millionen, die durch Gewalteinwir-
kung von Regierungen im ganzen 20. Jahr-
hundert ums Leben gekommen sind.

In reichen Ländern werden diese rie-
sigen armutsbedingten Menschenrechts-
defizite oft allein unter dem Thema Ent-
wicklungshilfe diskutiert: Tun wir genug?
Ich betone dagegen nachdrücklich eine
andere Sichtweise: Wir sind aktiv mitver-
antwortlich für das Armutsproblem, weil
wir bei der Aufrechterhaltung von unge-
rechten Institutionen mitwirken, die vor-
hersehbar ein Fortbestehen massiver Ar-
mut zur Folge haben. Die reichen Länder
leisten nicht nur zu wenig Hilfe, sondern
tragen auch viel zu viel zum Fortbestand
der Weltarmut bei.

Man kann eine institutionelle Ord-
nung menschenrechtsverletzend nennen,
wenn folgende vier Bedingungen erfüllt
sind: Erstens muss es natürlich ein Men-
schenrechtsdefizit geben. Zweitens muss
dieses Defizit durch ein alternatives Design
derselben institutionellen Ordnung ver-
meidbar sein. Drittens muss die Korrela-
tion zwischen dem Aufrechterhalten der
bestehenden Ordnung und dem Fortbe-
stehen der Menschenrechtsdefizite vorher-
sehbar sein. Und viertens muss es auch vor-
hersehbar sein, dass dieses alternative De-
sign der institutionellen Ordnung zu einer
erheblichen Verringerung jenes Menschen-
rechtsdefizits führen würde. Wenn eine
institutionelle Ordnung in dieser Weise
menschenrechtsverletzend ist, dann trifft
die Verantwortung dafür diejenigen, die an
der Ausarbeitung und Durchsetzung die-
ser institutionellen Ordnung mitwirken.
Sie trifft unsere und andere mächtige Re-
gierungen, die das Welthandelssystem und
andere internationale Regelungen aushan-
deln und deshalb für deren Auswirkungen
verantwortlich sind.

Das bedeutet also, dass die armutsbe-
dingten Todesfälle und Deprivationen heu-
te mehrheitlich auf ungerechte institutio-
nelle Strukturen zurückgehen, für die wir –
Bürger wohlhabender Staaten – mitverant-
wortlich sind. Wir tragen dazu bei, den ar-
men Menschen dieser Welt eine internatio-
nale Ordnung aufzubürden, unter der die
Menschenrechte vieler nicht erfüllt sind.

These von der lokalen
Verantwortung

Nun gibt es ein sehr bekanntes und po-
puläres Gegenargument gegen diese These:
Ihm zufolge sind die Menschenrechtsde-
fizite nicht auf internationale Regeln, son-
dern ausschließlich auf lokale Umstände
zurückzuführen, etwa auf die geografische
Lage, das Klima oder die schlechten Herr-
schaftsstrukturen vieler Entwicklungslän-
der. Dieses Gegenargument stützt sich auf
folgenden Gedanken: Trotz der bestehen-
den internationalen Regeln haben einige
ehemals unterentwickelte Länder (Korea,
China, Taiwan und Hongkong z.B.) im Ge-
gensatz zu anderen (etwa Angola, Nigeria,
Simbabwe oder dem Kongo) Armut besei-
tigen können, was für eine rein lokale Ver-
ursachung derselben spricht.

Gegen dieses Argument möchte ich
einwenden: Die nationalen und regionalen
Faktoren sind in keinem Fall unwichtig,
aber globale Faktoren spielen eine ebenso
große Rolle bei der Erklärung des An-
dauerns dieser Menschenrechtsdefizite.

In diesem Zusammenhang sind insbe-
sondere drei globale Faktoren zu nennen:
Zum einen der Protektionismus. Den Ent-
wicklungsländern wurde Mitte der 90er
Jahre eine Marktöffnung versprochen. Bis
heute haben sie aber viel weniger Zugang
zu unseren Märkten erhalten als zunächst
zugesagt. Es gibt noch immer Zölle, Anti-
dumping-Duties und jede Menge künstlich
subventionierte Waren, die die Exportmög-
lichkeiten der armen Länder unterminie-
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ren.Zweitens besteht das so genannte TRIPS
Agreement (Trade-Related Aspects of Intel-
lectual Property Rights). Dieses setzt fest,
dass alle WTO-Mitglieder ein sehr striktes
Patentrecht einführen müssen, das insbe-
sondere für Medikamente gilt. Für die ar-
men Länder ist es seit dem 1. Januar 2005 in
Kraft. Für die allerärmsten Länder wird es
am 1. Januar 2016 in Kraft treten. Dadurch
werden billige generische Versionen paten-
tierter Medikamente aus dem Verkehr ge-
zogen. Dies führt dazu, dass sich sehr viele
Menschen solche neuen Medikamente –
z.B. second-line AIDS-Präparate – nicht
leisten können und in Folge dessen an
Krankheiten leiden oder sogar sterben, die
man relativ billig vermeiden, heilen oder
zumindest lindern könnte. Ein dritter Punkt
ist, dass wir illegitimen Regierungen da-
durch Vorschub leisten, dass wir sie als legi-
tim anerkennen.So erlauben wir diesen Re-
gierungen, bei uns Kredite aufzunehmen,
für deren Rückzahlung wir dann das ganze
Land verantwortlich machen. Sie dürfen
zudem frei über die (eigentlich dem Volk
zustehenden) Rohstoffe des Landes ver-
fügen und sich von uns für Verkäufe dersel-
ben bezahlen lassen. Sie dürfen Verträge
mit uns abschließen, an die dann das ganze
Volk gebunden ist, und sie dürfen von uns
Waffen importieren, mit Hilfe derer sie sich
gewaltsam an der Macht halten können.
Wieder ist es eine globale Regel, die mit die-
sen vier Privilegien politische Unterdrü-
ckung produziert.Diese Regel ist gut für die
Industrieländer, die aus Entwicklungslän-
dern Rohstoffe importieren können, egal,
wer dort an der Macht ist. Sie ist gut für Ge-
waltherrscher in Entwicklungsländern, de-
nen sie einen beständigen Geldfluss für die
Dauer ihrer Herrschaft garantiert. Für die
Menschen dieser Länder jedoch ist jene
Regel katastrophal, weil sie zu illegitimer
Machtübernahme anreizt und Gewaltherr-
schern die finanziellen und militärischen
Mittel zum Machterhalt verschafft.

Sind die Bevölkerungen vieler afrikani-
scher Staaten wirklich selbst schuld daran,

dass sie von brutalen Diktatoren beherrscht
werden? Oder sind vielmehr wir dieje-
nigen, die ihre Unterdrücker durch das
Zugeständnis der genannten vier Privi-
legien zu Putschversuchen animieren und
dann mit Geld und Waffen unterstützen?

Der Zynismus statistischer Kosmetik

Es wird oft davon gesprochen, dass die Glo-
balisierung den Armen helfe. Mit den Mil-
lennium-Entwicklungszielen hat man sich
vorgenommen, die Armut bis 2015 zu hal-
bieren. Sprach man aber beim Welternäh-
rungsgipfel in Rom 1996 noch davon, die
Anzahl der Armen zu halbieren, so spre-
chen die Vereinten Nationen heute nur
noch vom Halbieren des Anteils der Armen
an den Bevölkerungen der Entwicklungs-
länder. Außerdem haben die Vereinten Na-
tionen den Anfang des Armutsabbaus auf
das Jahr 1990 zurückverlegt.

Da die Bevölkerung der Entwicklungs-
länder über diesen Zeitraum von 25 Jahren
(1990-2015) um 45 % wächst, bringt diese
Reinterpretation den Zahlen nach eine
ganz erhebliche Erleichterung bei der Ar-
mutsbeseitigung mit sich. Bei einer An-
teilsrechnung genügt es nämlich nun, die
Anzahl der Armen um 27,5 % zu reduzie-
ren, um das gewünschte Ergebnis einer
Halbierung zu erreichen. Hinzu kommt,
dass die Weltbank die Armutsgrenze so
niedrig ansetzt, dass die Armutsentwick-
lung positiv erscheint. Wenn man die Ar-
mutsgrenze, wie die Weltbank es heute tut,
bei 1,25 Dollar (Kaufkraft 2005) ansetzt,
dann ist die Anzahl der Armen 1990-2005
immerhin schon um 23 % gesunken.

Hätte die Weltbank stattdessen eine
vernünftigere Armutsgrenze von 2 Dollar
gewählt, dann würde sie im selben Zeit-
raum ein Absinken der Armut um nur
5,7 % verzeichnen. Die Erreichung des ers-
ten Millenniumziels hängt also entschei-
dend davon ab, dass man die Armutsgren-
ze möglichst niedrig ansetzt.
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Zur Abdeckung der in den Menschen-
rechten eingeschlossenen Grundbedürf-
nisse braucht ein Mensch allerdings mehr
als das Kaufkraftäquivalent von 1,25 Dol-
lar pro Tag. Und eine solche höhere Ar-
mutsgrenze ist auch unserem Weltwirt-
schaftsniveau angemessen: Es leben heute
2,6 Milliarden Menschen von weniger als
2 Dollar pro Tag. Das sind ca. 40 % der
Weltbevölkerung. Dennoch beträgt deren
Gesamtanteil am Welteinkommen nur ge-
rade einmal 1,3 %.

Hier zeigt sich ein unglaubliches Miss-
verhältnis zwischen der menschlichen und
der ökonomischen Größe des Weltarmuts-
problems.Obwohl unvorstellbar viele Men-
schen an extremer Armut leiden und ster-
ben, fehlt ihnen insgesamt kaum mehr
Geld als die reichen Länder für Agrarsub-
ventionen oder für die Sanierung des Irak
und unseres Bankensystems ausgeben.

Warum gibt es in einer Welt, deren an-
sehnliches Durchschnittseinkommen im-
mer weiter ansteigt, immer noch so furcht-
bar viel bittere Armut? Zur Beantwortung
dieser Frage muss man auf nationale und
auch auf globale Faktoren rekurrieren.Wie
oben dargestellt, üben globale institutio-
nelle Strukturen einen starken Einfluss auf
viele der relevanten nationalen Faktoren
aus. Entweder direkt, wie im Fall der über-
teuerten Medikamente und des Protektio-
nismus, oder indirekt, wie im Fall der Pri-
vilegien für illegitime Herrscher in den
Entwicklungsländern.

Die Verantwortung für die Ausfor-
mung und Durchsetzung dieser globalen
institutionellen Ordnung liegt bei den
mächtigeren Industrieländern – und da-
mit letztlich auch bei uns Bürgern, die wir
für die Politik unserer Regierung verant-
wortlich sind.
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Barack Obama hat Amerika und der Welt
einen historischen Tag beschert. Ich habe
ihn kurz vor seiner Wahl an der West-
chester University in Pennsylvania getrof-
fen. Er ist mit Abstand der begabteste, in-
tellektuell gewandteste und fähigste Poli-
tiker, den ich je erlebt habe – ein charisma-
tischer Redner von Natur aus, der mit der
Magie der Worte Realitäten, gemeinsame
Räume schaffen kann. Dies durchaus in
der Tradition der griechischen Redner des
Altertums, die ja an den angloamerikani-
schen Elite-Universitäten nach wie vor von

größter Wichtigkeit sind. Wenn man seine
Reden in »neutraler« Schriftform anschaut,
sind sie oft plakativ und oberflächlich.
Aber von ihm gesprochen, scheinen sie an

Roland Benedikter

Hoffnungsträger Barack Obama?
Anmerkungen aus europäischer Sicht

Über das neue Gesicht an der Spitze der Vereinigten Staaten darf sich auch »Old
Europe« freuen: jünger, moderner und vor allem weltoffener. Doch wird Obama
alles anders und vieles besser machen? Gerade in Zentraleuropa sollten wir uns
hüten, ihn zu mystifizieren.
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